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Warenbestände und Werbungskosten, 
Kundenberatung und Kalkulation: Mit 
diesen Themen beschäftigen sich viele 
Jugendliche in ihrer Ausbildung. Denn zu 
den zehn Berufen mit den meisten neuen 
Lehrverträgen im Jahr 2009 zählen gleich 
fünf kaufmännische. Am häufigsten ver-
treten ist der Einzelhandelskaufmann – 
jeder 18. neue Azubi begann im ver-
gangenen Jahr eine Ausbildung zwischen 
Ladenlokal und Lager. Zahlenmäßig zu-
legen konnte von den Top Ten der Ausbil-
dungsberufe allerdings nur der des Ver-
käufers. Rund 26.000 junge Leute haben 

2009 diese Laufbahn eingeschlagen, das 
waren 5 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 
Dass dagegen die Zahl der Verträge für 
die stark international ausgerichteten 
Groß- und Außenhandelskaufleute um 
mehr als 17 Prozent zurückging, dürfte 
im Wesentlichen auf die Weltwirtschafts-
krise zurückzuführen sein. Die ausbil-
dungsstärksten Berufe sind übrigens nicht 
automatisch die begehrtesten: Das größte 
Gerangel herrscht seit Jahren bei den 
Ausbildungsplätzen zum Tierpfleger – auf 
je 100 Stellen kamen hier zuletzt mehr als 
200 Bewerber.

Stand: September 2009
Ursprungsdaten: Bundesinstitut für Berufsbildung
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Berufsausbildung: Was die Jugend lernt
Neuabschlüsse in den zehn am stärksten besetzten Ausbildungsberufen im Jahr 2009

-4,9Kaufmann/-frau
im Einzelhandel

Verkäufer/-in

Bürokaufmann/-frau

Kraftfahrzeug-
mechatroniker/-in

Industriekaufmann/-frau

Koch/Köchin

Friseur/-in

Medizinische/-r 
Fachangestellte/-r

Industriemechaniker/-in

Kaufmann/-frau im 
Groß- und Außenhandel

Alle Ausbildungsberufe

Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 

31.257

26.479

21.044

18.165

17.447

15.529

15.463

566.004

14.282

13.849

13.497
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-9,9

-10,9

-13,9

-7,8

-8,2

-4,3

-13,7

-17,3

-8,2

Krankenstand: Obwohl die Wirt-
schaft lahmte, waren die Beschäftigten 
im vergangenen Jahr öfter krank. So 
fehlten die Arbeitnehmer 2009 mehr 
Tage als im Jahr 2008 – als sie im 
Schnitt an 13,4 Kalendertagen krank-
geschrieben waren. Die meisten blieben 
wegen Rücken- und Knieproblemen 
dem Arbeitsplatz fern. Seite 2

Nachfrage & Produktion: Der deut-
schen Konjunktur ist zum Ende des 
Jahres 2009 wieder die Puste ausgegan-
gen. Vor allem der private Konsum 
verringerte sich spürbar. Doch auch die 
Investitionen schrumpften zuletzt um 
mehr als 7 Prozent. Nur der Export 
legte gegenüber dem Vorquartal kräf-
tig zu.  Seite 3

Flexible Jobs: Teilzeitarbeit, befri-
stete Beschäftigungsverhältnisse und 
Minijobs sind besser als ihr Ruf: Denn 
sie bieten vielen Arbeitslosen den Wie-
dereinstieg ins Berufsleben. Während 
die Zahl der Vollzeitstellen zuletzt kon-
stant blieb, haben die flexiblen Jobs 
stark zugelegt. Seite 4-5

Migranten: Rund 338 Milliarden Dol-
lar haben Auswanderer, die aus Entwick-
lungsländern kommen, im Jahr 2008 an 
ihre Familien nach Hause überwiesen. 
Damit sind die Kapitalströme der Mi-
granten mehr als doppelt so groß wie die 
offizielle Entwicklungshilfe. Seite 6-7

Subventionen: Nachdem der Staat 
2009 Bürgern und Unternehmen mit 
29,5 Milliarden Euro unter die Arme 
griff, muss dieses Jahr gespart werden: 
Die Subventionen sollen um 5 Milliar-
den Euro sinken. Der ermäßigte Steu-
ersatz für Hotelübernachtungen unter-
läuft dieses Vorhaben jedoch. Seite 8
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Wenn der Rücken rebelliert
Krankenstand

BKK-Pflichtmitglieder: beschäftigte Pflichtversicherte einer Betriebskrankenkasse, ohne Rentner und 
Arbeitslose; Krankheitstage: Kalendertage, d. h. einschließlich Krankschreibungen an Wochenenden 
und Feiertagen; Quelle: BKK-Bundesverband
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Erkrankungen: 
Oft spielen die Knochen nicht mehr mit
Bei den BKK-Pflichtmitgliedern entfielen 2008 so viel Prozent aller ... auf folgende Krankheitsarten

BKK-Pflichtmitglieder im Alter von … Jahren waren 2008 wegen dieser
Erkrankungen an durchschnittlich so vielen Kalendertagen krankgeschrieben
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Verletzungen und Vergiftungen
Psychische Störungen
Krankheiten des Verdauungssystems
Krankheiten des Kreislaufsystems
Infektionen
Sonstige

25-29

... Krankheits- 
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... Krankheits- 
 tage
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8,4

1,2
2,6

1,6
2,5

1,4
2,6

0,9 1,3
0,7

2,0

0,1 0,60,4

Seit seinem Tiefstand im Jahr 2006 
ist der Krankenstand wieder stetig 
gestiegen. Selbst im Krisenjahr 2009 
hielt der Trend an. Ein möglicher 
Grund ist der steigende Anteil älterer 
Beschäftigter, die besonders häufig mit 
Rücken- und Knieproblemen zu 
kämpfen haben. Allein auf solche Er-
krankungen war zuletzt ein Viertel 
aller Fehltage zurückzuführen.

Der Krankenstand gilt landläufig als 
Spiegel der Konjunktur. Wenn die Wirt-
schaft schwächelt, würden sich die Be-
schäftigten demnach aus Angst vor einem 
Jobverlust selbst in angeschlagenem Zu-
stand zur Werkbank und an den Schreib-
tisch schleppen. Soll diese These über-
zeugen, müssten die Arbeitnehmer aber 
auch eher mal „krankfeiern“, wenn die 
Konjunktur wieder rundläuft.

Die Zahlen des Bundesverbands der 
Betriebskrankenkassen (BKK) – dieser 
wertet jedes Jahr die „gelben Scheine“ 
aus, die die BKK-Versicherten ihrem 
Arbeitgeber vorlegen –  bestätigen diese 
Vermutung jedoch nicht. Obwohl Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt 2006 brummten, 

erreichte der Krankenstand im selben 
Jahr den tiefsten Wert seit der Wieder-
vereinigung – die über die BKK pflicht-
versicherten Beschäftigten meldeten sich 
nur noch an durchschnittlich 12,4 Kalen-
dertagen krank.

Die Entwicklung danach passt eben-
falls nicht ins populäre Bild. Obwohl 
spätestens ab dem zweiten Halbjahr 2008 
die Wirtschaftskrise Deutschland fest im 
Griff hielt, zählten die BKK zuletzt wie-
der deutlich mehr Fehltage:

Im Jahr 2008 war jedes BKK-Mit-
glied im Schnitt an 13,4 Kalendertagen 
krankgeschrieben.

Und auch im Jahr 2009 zeigte der 
Trend nach oben: In den ersten drei 
Quartalen blieben an jedem Tag im 
Schnitt 3,9 Prozent der beschäftigten 
BKK-Pflichtmitglieder aus gesundheit-
lichen Gründen der Arbeit fern – das 
waren 0,1 Prozentpunkte mehr als 2008 
und 0,3 Punkte mehr als 2006.

Der Anstieg der Krankheitsfälle ließe 
sich bis zum Ende des vergangenen 
Aufschwungs noch am ehesten damit 
erklären, dass die Unternehmen viele 

zusätzliche Mitarbeiter eingestellt haben. 
Denn wer neu in einen Betrieb kommt, 
kann mit den dortigen Gefahrenquellen 
– z.B. unbekannten Maschinen oder be-
sonderen baulichen Gegebenheiten – 
nicht immer sofort gut umgehen. Ein 
Indiz hierfür: Parallel zum Krankenstand 
legte in den vergangenen Jahren auch die 
Zahl der Arbeitsunfälle leicht zu.

Mittlerweile hat die jüngste Konjunk-
turkrise jedoch zu Stellenkürzungen ge-
führt, und die bis 2008 rekrutierten Be-
schäftigten sollten ihre Arbeitsmittel 
inzwischen sicher beherrschen. Daher 
müssen andere Gründe dafür maßgeblich 
sein, dass die Beschäftigten zuletzt län-
ger oder häufiger malad waren.

Zum einen fehlen immer mehr Ar-
beitnehmer aufgrund psychischer Stö-
rungen. Im Jahr 2008 waren 10 Prozent 
aller Krankheitstage auf gestresste See-
len zurückzuführen – gegenüber 8,5 Pro-
zent im Jahr 2006. Dies könnte beispiels-
weise an den steigenden Arbeitsanforde-
rungen infolge des zunehmenden Wett-
bewerbsdrucks liegen.

Zum anderen sind im vergangenen 
Konjunkturhoch viele ältere Arbeitskräf-
te eingestellt worden – die Belegschaften 
sind also tendenziell älter geworden. Mit 
der Zahl der Lebensjahre nehmen jedoch 
in der Regel auch die körperlichen Be-
schwerden zu. Dies gilt vor allem für 
Probleme mit dem Rücken oder den 
Knien (Grafik):

Die 55- bis 59-jährigen BKK-Versi-
cherten konnten 2008 im Schnitt an 
8,4 Kalendertagen wegen Muskel- und 
Skeletterkrankungen nicht zur Arbeit 
gehen – die 25- bis 29-Jährigen fehlten 
aus diesem Grund gerade mal 1,2 Tage.

In Zukunft könnten die Unterschiede 
zwischen den Generationen aber kleiner 
werden – schließlich hat sich die Arbeits-
welt gewandelt und die Vorsorge vor 
Krankheiten nimmt heute einen viel grö-
ßeren Raum ein als vor 20 oder 30 Jahren. 
So helfen z.B. ergonomischere Arbeits-
bedingungen und das betriebliche Ge-
sundheitsmanagement, orthopädi schen 
Schäden vorzubeugen.
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Nachfrage & Produktion:
Aufschwung pausiert Die Konjunktur

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt
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Industrie: Produzierendes Gewerbe ohne Energie und Bauleistungen
Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank

arbeitstäglich bereinigte Werte
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Bruttoinlandsprodukt

Industrieproduktion

Jahreswerte –
reale Veränderung
gegenüber Vor-
jahr in Prozent

2007
2008
2009

Quartalswerte – reale Veränderung
gegenüber Vorjahr in Prozent

Reale Veränderung
gegenüber Vorjahr
in Prozent
IV. Quartal 2009

Verwendung
des Inlands-
produkts

Inlandsnachfrage

Privater Konsum

Staatlicher Konsum

Ausrüstungsinvestitionen

Bauinvestitionen

Sonstige Anlagen

Ausfuhr

Einfuhr

-2,8

-0,1

+2,6

-17,9

+3,3

+5,7

-3,8

-6,5

Veränderung
gegenüber Vorjahr
in Prozent
Januar 2010

Produktion
nach
Wirtschafts-
gruppen

Industrie

   – Vorleistungsgüter
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   – Verbrauchsgüter
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Privater Konsum: Die Luft ist raus
Preis- und saisonbereinigte Werte, 1. Quartal 2005 = 100

Die deutsche Wirtschaft musste auf 
ihrem Weg aus der Krise im Schluss-
quartal 2009 einen Rückschlag hin-
nehmen. Vor allem die privaten Haus-
halte verringerten ihre Konsumausga-
ben spürbar. Die staatlichen Versuche, 
die Konjunktur zu beleben, waren 
damit nur für kurze Zeit erfolgreich.

Der deutschen Konjunktur ist zum 
Ende des Jahres 2009 wieder die Luft 
ausgegangen. Nachdem das preis- und 
saisonbereinigte Bruttoinlandsprodukt 
im zweiten und dritten Quartal gegenüber 
dem vorangegangenen Vierteljahr jeweils 
gestiegen war, trat es im Schlussquartal 
auf der Stelle.

Hinter dieser Stagnation stehen aller-
dings zwei unterschiedliche Entwick-
lungen: Auf der einen Seite legten die 
Exporte im Zeitraum Oktober bis De-
zember 2009 gegenüber dem Vorquartal 
kräftig zu und die Importe gaben nach. 
Für sich betrachtet, hätte der Außenhan-
del damit für ein 2-prozentiges Wirt-
schaftswachstum gesorgt.

Auf der anderen Seite bremste jedoch 
die geringere Inlandsnachfrage die Wirt-
schaftsleistung in gleichem Ausmaß. 
Dieser Rückgang war auf breiter Front 
zu beobachten. So schrumpften die In-
vestitionen im vierten Quartal 2009 um 
mehr als 7 Prozent. Dies lag vor allem 
daran, dass die Unternehmen ihre Lager 
abbauten. Die Firmen investierten je-
doch auch 1,5 Prozent weniger in neue 
Maschinen und Anlagen, und die Bau-
inves titionen sanken trotz der umfang-
reichen staatlichen Konjunkturpakete 
um 0,5 Prozent.

Ebenso ging es mit dem privaten Kon-
sum wieder bergab. Im ersten und zwei-
ten Quartal des vergangenen Jahres hat-
te der Staat die Kauflaune der Verbrau-
cher noch kurzfristig heben können – 
z.B. mithilfe der Abwrackprämie und des 
Kindergeldzuschusses. Von Dauer war 
dieser Trend jedoch nicht: Zum Jahres-
ende 2009 sackte der reale private Kon-
sum auf das niedrigste Niveau seit An-
fang 2007.
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Sprungbrett in den Beruf
Flexible Jobs

In den vergangenen zehn Jahren wurden keineswegs massenhaft 
Vollzeitstellen in Billigjobs umgewandelt, wie immer behauptet wird. 
Vielmehr sind im Aufschwung viele flexible Stellen entstanden, die un-
qualifizierte Arbeitslose von der Straße gebracht haben. Zu diesem 
Ergebnis kommt eine Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln, 
die sich auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels stützt.*)

Vgl. Holger Schäfer: Sprungbrett oder Sackgasse? – Entwick-
lung und Strukturen von flexiblen Erwerbsformen in Deutsch-
land, in: IW-Trends 1/2010

*) 

Auch wenn sich die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt eingetrübt hat – der wirt-
schaftliche Aufschwung der Jahre 2006 
bis 2008 hat einen beispiellosen Beschäf-
tigungsaufbau gebracht, der bis heute zu 
spüren ist. So entstanden bis 2008 über 
1,4 Millionen neue Jobs. Dabei stieg – 
anders als im New-Economy-Boom von 
1998 bis 2000 – die Erwerbstätigkeit 
nicht mehr überwiegend durch neue Mi-
nijobs: Es gab vielmehr 1,3 Millionen 
neue sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse.

Noch im Jahr 2005 war die Zahl der 
Arbeitslosen in manchen Monaten über 
die 5-Millionen-Marke geklettert. Nicht 
wenige spekulierten seinerzeit darüber, 
wann die 6-Millionen-Grenze fallen wür-
de. Doch nur drei Jahre mit einem eini-
germaßen passablen Wirtschaftswachs-
tum reichten aus, um dieses Bild gründ-
lich zu ändern. Im Herbst 2008 fiel die 
Arbeitslosigkeit erstmals seit 1992 wie-
der unter die 3-Millionen-Grenze. 

Diese Erfolge hatten zwar nicht aus-
schließlich, aber auch mit den Reformen 
der Agenda 2010 zu tun. So wurde etwa 
die Bezugsdauer für das Arbeitslosen-
geld I gekürzt. Dadurch stieg der Anreiz, 
sich schneller eine neue Stelle zu suchen.

Und doch steht das Reformwerk vie-
lerorts in dem Ruf, die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt verschlimmert zu haben. 
Eine häufig vorgebrachte Kritik lautet: 
Immer weniger Menschen finden eine 
sozialversicherungspflichtige Vollzeit-
stelle, immer mehr werden in Billigjobs 
und Armut gedrängt. 

Ein Teil dieses offenkundigen Wider-
spruchs zwischen Wahrnehmung und 
Realität ist auf ungenaue Begrifflich-
keiten zurückzuführen. Üblich ist in der 
Arbeitsmarktforschung eine Zweiteilung 
des Arbeitsmarkts in „Normalarbeitsver-
hältnisse“ und „atypische Beschäfti-
gung“. Das Normalarbeitsverhältnis ist 
dabei eine abhängige, unbefristete Voll-
zeitbeschäftigung. Der Rest wird als 
atypisch klassifiziert. 

Doch diese Zweiteilung geht an der 
Wirklichkeit und am Empfinden der 
Menschen vorbei. So arbeitet fast die 
Hälfte der Frauen Teilzeit – zum großen 
Teil gewollt. Die Vollzeitbeschäftigung 
ist für diese Gruppe also keineswegs der 
Normalfall. 

Auch Zeitarbeitnehmer werden übli-
cherweise als atypisch Beschäftigte klas-
sifiziert, obwohl sie in der Regel von ih-
rem Arbeitgeber einen unbefristeten 

Vollzeitvertrag erhalten. Außerdem sind 
sie in allen vier Sozialversicherungszwei-
gen angemeldet – der Renten-, Arbeits-
losen-, Kranken- und Pflegeversicherung.

Sinnvoller ist es daher, die Erwerbs-
formen anhand von drei klaren Kriterien 
abzugrenzen: dem Umfang der Arbeits-
zeit, der Stellung im Beruf, der Befris-
tung des Arbeitsverhältnisses. Zwar 
scheinen die entsprechenden Daten des 
Sozio-oekonomischen Panels die Vorur-
teile zunächst zu bestätigen. Denn zuletzt 
hatten nur noch gut 50 Prozent der ab-
hängig Beschäftigten einen unbefristeten 
Vollzeitvertrag – 1993 waren es immer-
hin 60 Prozent. Rund 27 Prozent der 
Arbeitnehmer waren hingegen unbefris-
tet teilzeitbeschäftigt oder befristet und 
unbefristet geringfügig beschäftigt – das 
waren 9 Prozentpunkte mehr als Mitte 
der 1990er Jahre.

Aus der Verschiebung von Anteilen 
lässt sich jedoch nicht ableiten, dass fle-
xible Erwerbsformen wie die Teilzeit oder 
die befristete Beschäftigung auf Kosten 
der unbefristeten Vollzeitbeschäftigung 
wachsen. Denn es kann ja sein, dass die 
Zahl der flexiblen Jobs gestiegen ist – und 
sich ansonsten nichts getan hat. Das lässt 
nach Adam Riese den Anteil der Normal-
arbeitsverhältnisse schrumpfen. 

Und genau so war es. Belegen lässt 
sich dies und anderes ebenfalls mit Daten 
des Sozio-oekonomischen Panels: 

•	 Vollzeitarbeitsbeschäftigung stabil. 
Wenn man die Arbeitsplätze auf die 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
bezieht, nimmt die Bedeutung von Teil-
zeitarbeit, Minijobs und befristeter Be-
schäftigung zu. Dieses Wachstum geht 
jedoch nicht zulasten der unbefristeten 
Vollzeitbeschäftigung (Grafik).

Vielmehr ist der Anteil derjenigen 
gesunken, die – wie etwa Hausfrauen – 
dem Arbeitsmarkt zuvor gar nicht zur 
Verfügung standen. Das lässt nur einen 
Schluss zu: Menschen, die zuvor – aus 
welchen Gründen auch immer – keinen 

Sonstige Beschäftigung: zum Beispiel befristet Teilzeitbeschäftigte oder Beamte in Teilzeit
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Beschäftigung: Vollzeit bleibt die Regel
So viel Prozent der Bundesbürger im Alter von 15 bis 64 Jahren arbeiteten …
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fügig be-
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Job hatten, sind überwiegend auf den 
flexiblen Stellen untergekommen.

Auch ein weiteres Befragungsergeb-
nis liefert keine Hinweise darauf, dass 
unbefristete Vollzeitstellen verstärkt in 
andere Stellen umgewandelt wurden:

Rund 78 Prozent der Personen, die 
im Jahr 2003 einen unbefristeten Voll-
zeitjob hatten, waren auch 2008 noch 
in einem solchen Vertragsverhältnis. 

Dieser Anteil der „stabilen“ Beschäf-
tigung hat sich gegenüber den vorange-
gangenen Fünfjahreszeiträumen sogar 
vergrößert: Von 1998 bis 2003 waren nur 
73 Prozent und von 1993 bis 1998 ledig-
lich 69 Prozent der Beschäftigten fortge-
setzt unbefristet und Vollzeit tätig. 

Die befristet angestellten Arbeitneh-
mer mit einem ungekürzten Wochenpen-
sum wechselten hingegen weit häufiger 
die Erwerbsform. Meist konnten sie sich 
verbessern, denn jeder Zweite schaffte 
innerhalb von fünf Jahren den Sprung in 
eine unbefristete Vollzeitstelle. Auch Teil-
zeitbeschäftigte ohne Befristung stiegen 
oft auf einen unbefris teten Vollzeitjob um.

•	 Sprungbrett für Unqualifizierte. 
Die flexiblen Erwerbsformen sind besser 
als ihr Ruf: Sie dienen vielfach als 
Sprungbrett in eine unbefristete Ganz-
tagsstelle. So wechselten zwischen 2003 
und 2008 insgesamt rund 1,8 Millionen 
Erwerbstätige aus einer flexiblen Er-
werbsform in eine unbefristete, abhän-
gige oder beamtete Vollzeitbeschäfti-
gung. Den umgekehrten Weg beschritten 
nur 1,65 Millionen Erwerbstätige. 

Ein Sprungbrett sind Teilzeitarbeit, 
geringfügige Beschäftigung, befristete 
Beschäftigung und Selbstständigkeit 
aber auch für Arbeitslose auf dem Weg 
zurück in den Beruf: Denn 1,1 Millionen 
Menschen, die im Jahr 2003 keinen Job 
hatten, waren 2008 solchermaßen be-
schäftigt. Umgekehrt wurden aber nur 
600.000 Erwerbstätige aus flexiblen Er-
werbsformen arbeitslos. 

Weil besonders viele Arbeitslose über 
flexible Erwerbsformen in den Arbeits-
markt zurückgekehrt sind, finden sich in 
diesem Segment überdurchschnittlich 
viele Arbeitnehmer mit beruflichen 
Schwächen. So ist der Anteil der Erwerbs-
tätigen ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung bei den geringfügig Beschäftigten 
überdurchschnittlich, der Anteil der Aka-

demiker hingegen unterdurch-
schnittlich (Grafik). 

•	 Lohnhöhe. Unbefristete 
Vollzeitkräfte, Beamte und 
Selbstständige erwirtschaften 
einen höheren Stundenlohn als 
Befristete, Teilzeitkräfte und 
geringfügig Beschäftigte. Das 
ist jedoch nicht nur eine Folge 
der Qualifikationsdefizite. Hin-
zu kommt, dass diese Gruppe 
längst nicht so lange im selben 
Betrieb tätig ist wie andere 
Arbeitskräfte. Damit sind ten-
denziell geringere Löhne und 
weniger innerbetriebliche Auf-
stiegschancen verbunden.

Teilzeiter arbeiten überdies 
besonders häufig im Dienstleis-
tungsbereich und in kleineren 
Betrieben, wo das Lohnniveau  
niedriger ist als in der Industrie 
oder großen Unternehmen.

Dementsprechend sind die 
Beamten die Topverdiener mit 
einem Stundenlohn von über 
17 Euro, gefolgt von Vollzeit-
Selbstständigen mit 15 Euro 
und unbefristet Vollzeitbe-
schäftigten mit 14 Euro. Befris-
tet Vollzeitbeschäftigte und 
unbefristet Teilzeitbeschäftigte 
müssen dagegen Lohnabschlä-
ge von 27 bzw. 21 Prozent 
gegenüber den unbefristeten 
Vollzeitern hinnehmen. 

Minijobber verdienen pro 
Stunde im Mittel sogar weni-
ger als die Hälfte eines unbe-
fristet Vollzeitbeschäftigten. 

Die Lohnabstände wirken 
sich auch auf die Lebensum-
stände der Arbeitnehmer aus. 
So ist jeder vierte geringfügig 
Beschäftigte armutsgefährdet. 
Als armutsgefährdet gelten 
Haushalte, die weniger als 60 
Prozent des mittleren Haushaltseinkom-
mens haben. Bei den Arbeitslosen z. B. 
fallen fast zwei Drittel unter die Armuts-
gefährdungsgrenze. 

Die Vermutung, dass die Hartz-Re-
formen die Löhne für einfache Jobs unter 
Druck gesetzt haben, ist zwar nicht zu 
beweisen – sie liegt aber nahe. Da die 
Reformen zu mehr Beschäftigung in 

Stand: 2008; Armutsgefährdungsquote: Anteil der 
Personen mit einem nach der Haushaltsgröße ge-
wichteten Einkommen von weniger als 60 Prozent 
des Medianeinkommens
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel
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Wer wo wie beschäftigt ist

… Erwerbstätige ohne Berufsausbildung

… Akademiker

… im Produzierenden Gewerbe

Durchschnittliche Dauer der Betriebszugehörigkeit 
in Jahren 

Durchschnittliche Betriebsgrößenklasse 
(Zahl der Beschäftigten)

Mittlerer Stundenlohn 
(abhängig unbefristet Vollzeit = 100)
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So viel Prozent der Erwerbstätigen mit dieser 
Erwerbsform sind …

diesem Bereich geführt haben und da-
durch sehr viele unqualifizierte Arbeits-
lose in den Arbeitsprozess eingegliedert 
werden konnten, kann sich der zusätz-
liche Angebotsdruck durchaus auf die 
Löhne ausgewirkt haben. Doch der Preis 
ist nicht zu hoch: Die soziale Lage dieser 
Erwerbstätigen ist durchweg besser als 
die von Arbeitslosen.
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Familiäre Entwicklungshilfe
Migranten

Migranten, die Geld nach Hause schicken, helfen damit ihren daheim 
gebliebenen Familien. Außerdem erhöht sich durch die Überweisungen 
das allgemeine Einkommensniveau im Heimatland. Gleichzeitig verlieren 
die betreffenden Staaten jedoch oft kluge Köpfe für immer – denn hoch-
qualifizierte Migranten bleiben häufiger im Ausland. 

Neue
Verpackung,
bewährter Inhalt

Bei „fit für die wirtschaft“ gibt es 
Unterricht einmal anders. Im Unter-
richtsprojekt der Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln JUNIOR GmbH bringen 
Bankmitarbeiter Praxiswissen in die 
Schulräume der 8. und 9. Klassen allge-
meinbildender Schulen. Spielerisch und 
mit Übungen erarbeiten die Geldexperten 
mit den Schülern wirtschaftliche und fi-
nanzielle Themen.

Seit dem 22. Februar 2010 wird dieses 
Wirtschaftstraining von der Targobank 
gefördert, dem Nachfolger der Citybank 
Deutschland. Der Namenswechsel war 
notwendig, da das Kreditinstitut seit De-
zember 2008 zur französischen Genossen-
schaftsbank Crédit Mutuel gehört.

Für die Schüler geht es jedoch mit dem 
bewährten Unterricht weiter. Sie lernen bei 
„fit für die wirtschaft“ nicht nur die Wech-
selwirkungen von Angebot und Nachfrage 
kennen, sondern bekommen Tipps zur ei-
genen Budgetplanung und wie sie es schaf-
fen können, nicht in die Schuldenfalle zu 
tappen. Auch die spätere Berufswahl ist 
Thema – angefangen vom Traumberuf bis 
hin zum Bewerbungstraining. 

Ausgewählt wurden die Inhalte des 
Unterrichtsprojekts auf Basis des weltweit 
anerkannten Bildungsprogramms der US-
amerikanischen Nonprofit-Organisation 
Junior Achievement Worldwide. Gemein-
sam mit Lehrern wurde das Material auf 
deutsche Schulen zugeschnitten; zudem  
wird es laufend aktualisiert und überarbei-
tet. Zusätzlich werden in den Seminaren 
immer wieder Fragen zur aktuellen Lage 
in der Finanzwirtschaft diskutiert. Alle 
Themen stimmen die sogenannten Wirt-
schaftstrainer vorher mit den Lehrern ab, 
die dann auch an der Stunde teilnehmen.

Der etwas andere Unterricht kommt 
gut an: Mehr als 80 Prozent der Schüler, 
die am Kurs teilgenommen haben, hatten 
einer Umfrage zufolge Spaß an „fit für 
die wirtschaft“ und würden noch einmal 
mitmachen.

Im aktuellen Schulhalbjahr gehen bun-
desweit wieder 55 Klassen an den Start. 
Bisher haben rund 1.500 Klassen mit etwa 
37.000 Schülern an dem Unterrichtspro-
jekt teilgenommen. Dabei standen ihnen 
insgesamt 1.000 Bankmitarbeiter Rede 
und Antwort, die für diese Aufgabe von 
der Targobank freigestellt wurden. 

Mehr Informationen gibt es bei:
Eva Schlieper · Telefon: 0221 49 81-696
schlieper@iwkoeln.de
www.fitfuerdiewirtschaft.de

Amerika, Europa – wer es bis dorthin 
geschafft und auch noch einen Job hat, 
auf dem ruhen manchmal die Hoffnungen 
einer ganzen Familie in Südamerika oder 
Asien. Weltweit gibt es rund 200 Millio-
nen Migranten – drei Viertel von ihnen 
haben sich auf den Weg gemacht, um in 
einem anderen, höher entwickelten Land 
bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen 
als zu Hause zu finden.

Hinter der Auswanderung steht oft 
auch eine Art Familienstrategie. Denn 
sobald der Auswanderer eine Arbeitsstel-
le im Gastland gefunden hat, kann er 
seine Nächsten finanziell unterstützen 
– mit sogenannten Rücküberweisungen: 

Laut Weltbank haben Migranten 
aus Entwicklungsländern im Jahr 
2008 rund 338 Milliarden Dollar zu 
ihren Familien nach Hause geschickt. 

Insgesamt kamen rund 444 Milliarden 
US-Dollar weltweit in die jeweiligen 
Herkunftsländer. Die größten Summen 

überwiesen Migranten, die in den USA, 
Russland, der Schweiz, Saudi-Arabien 
und Deutschland arbeiteten (Grafik). 

Das Geld aus der Ferne hat daheim 
eine Reihe von positiven Effekten: Kin-
der werden zur Schule statt zur Arbeit 
geschickt, die Familie hat mehr zu essen 
auf dem Tisch und kann sich auch teure 
Arztbesuche leisten. Unterm Strich hat 
sich gezeigt:

Steigen die durchschnittlichen Über-
weisungen der Migranten um 10 Pro-
zent an, sinkt das Armutsniveau im 
Heimatland um 3,5 Prozent.

Das meiste Geld schicken aus Indien, 
China und Mexiko stammende Mi-
granten: Im Jahr 2008 flossen 26 bis 50 
Milliarden Dollar in diese Länder. Aber 
auch die Industrienation Deutschland 
gehört mit 11 Milliarden Dollar im Jahr 
2008 zu den Top-Empfängerstaaten. 

Für kleinere Volkswirtschaften sind 
die Überweisungen der Migranten ein 

Quelle: Weltbank

Migranten: Das meiste
Geld aus den USA
So viele Millionen Dollar schickten die in diesen Ländern
lebenden Migranten im Jahr 2008 in ihre Heimatländer

Wichtigste Heimatländer
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Belgien, Marokko,
Indonesien, Deutschland,

Frankreich

Niederlande

8.431

Belgien, Frankreich,
Portugal, Deutschland,

Serbien und Montenegro

Luxemburg

10.922

Marokko, Rumänien,
Philippinen, Albanien,

China 

Italien

12.718

Frankreich, Marokko,
Belgien, Ecuador,

Kolumbien

Spanien

14.656

Serbien und Montenegro,
Österreich, Spanien,

Frankreich, Polen

Deutschland

14.976

Indien, Ägypten,
Philippinen, Pakistan,

Jemen

 Saudi-
Arabien 16.068

Frankreich, Serbien und
Montenegro, Spanien,

Deutschland, Österreich 

Schweiz

18.954

Armenien, Aserbaidschan,
Moldawien, Ukraine,

Tadschikistan

Russland

26.145Mexiko, Philippinen,
Indien, China, Guatemala

USA

47.182

Philippinen, Indonesien,
China, Indien, Thailand

Malaysia

6.385
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ziemlich großer Brocken, so zum Bei-
spiel für Tadschikistan (Grafik):

Die jährlichen Überweisungen ent-
sprechen fast 50 Prozent des tadschi-
kischen Bruttoinlandsprodukts. 

Die monetären Finanzströme füllen 
aber nicht nur die Kassen der Familien 
auf, sondern verbessern auch die Haben-
Seite der Zahlungsbilanz der Zielländer. 
Zudem sind die Überweisungen im Ge-
gensatz zu ausländischen Investitionen 
relativ stabil: Während Letztere im Allge-
meinen starken Schwankungen unterlie-
gen und in Krisen einbrechen, entwickeln 
sich die Überweisungen antizyk lisch und 
steigen in Zeiten von konjunkturellen 
Krisen oder Umweltkatastrophen im Her-
kunftsland der Auswanderer sogar an. Die 
Söhne und Töchter in Übersee leisten 
somit eine Art familiäre Entwicklungs-
hilfe und übertreffen damit bei weitem 
die Zahlungen von Weltbank, Deutschem 
Ent wicklungsdienst und anderen Organi-
sationen zusammen:

Der Anteil der Überweisungen der 
Migranten an den Kapitalströmen in 
die Entwicklungsländer ist mit 28 Pro-
zent mehr als doppelt so hoch wie die 
offizielle Entwicklungshilfe.

Wie das Geld im Heimatland verwen-
det wird, hängt vom Bildungsniveau der 
Migranten ab: Da Geringqualifizierte oft 
aus Familien mit einem niedrigen Ein-
kommen stammen, sichern ihre Überwei-
sungen den Daheimgebliebenen oft nur 
das tägliche Brot und zusätzliche Kon-
sumausgaben. Das Geld mittelqualifi-
zierter Migranten hingegen wird häufig 
gespart oder in Investitionen wie etwa 
eine Immobilie gesteckt. Schicken Hoch-
qualifizierte Dollar und Euro nach Hau-
se, dann werden diese Mittel eher für 
sogenannte produktive Investitionen ge-
nutzt, also zum Beispiel Existenzgrün-
dungen. Diese „Aufbauhilfe“ mindert 
den Verlust der abgewanderten, gut aus-
gebildeten Arbeitskraft ein wenig. 

Genau dieser Verlust ist aber eine der 
Kehrseiten der Migration: Dem Heimat-
land gehen kluge Köpfe verloren. Zumal 
die Hochqualifizierten auch mal im Gast-
land sesshaft werden – und dann ihre 
Familien nachholen und somit den Kon-
takt zur Heimat noch mehr reduzieren. 

Außerdem ist ein weiterer Trend zu 
erkennen: Die höchsten Summen über-

weisen Menschen, die nur temporär in 
einem anderen Land arbeiten. So kamen 
von den knapp 15 Milliarden Dollar, die 
Migranten 2008 von Deutschland aus ins 
Ausland überwiesen, gut zwei Drittel von 
ausländischen Arbeitnehmern, die sich 
weniger als ein Jahr in der Bundesrepu-
blik aufhielten.

Ein weiteres Problem der grenzüber-
schreitenden Überweisungen ist, dass 
die Familien auf Dauer abhängig werden 
können vom Geldfluss aus der Ferne und 
daraufhin mit weniger Ehrgeiz an ihre 
eigene Arbeit gehen. Eine Untersuchung 
des Hamburgischen WeltWirtschaftsin-
stituts zeigt beispielsweise, dass Bauern 
in Kenia, die Überweisungen aus dem 
Ausland erhielten, deutlich schlechtere 
Erträge erzielten als Bauern ohne zu-
sätzliche finanzielle Zuwendungen. 

Ein anderer Haken: Durch die Geld-
sendungen steigt die Nachfrage nach der 
Währung im Empfängerland, was die 
Währung aufwertet. Dadurch wiederum 
werden die Waren aus diesem Land teurer 
– und der Wettbewerb mit der auslän-
dischen Konkurrenz härter.

Nicht zuletzt trifft die dauerhafte Ab-
wanderung junger Menschen besonders 
einkommensschwache Länder mit einem 
niedrigen Anteil an Hochqualifizierten. 
So sind 30 Prozent der erwerbsfähigen 
Männer aus Tadschikistan als Bauarbei-
ter im benachbarten Russland beschäf-
tigt. Würden in Russland beispielsweise 
krisenbedingt viele Arbeiter entlassen, 
ständen plötzlich viele Tadschiken ohne 
Lohn und Brot da und würden den hei-
mischen Arbeitsmarkt überfluten. 

Auch wenn sich die Überweisungen 
der Migranten meist recht krisenresis tent 
gezeigt haben – die Weltbank schätzt, dass 
2009 die Höhe der Rücküberweisungen 
in die Entwicklungsländer von 338 auf 
317 Milliarden Dollar – also um mindes-
tens 6 Prozent – zurückgegangen ist. Dies 
lag der Weltbank zufolge zum einen an 
den sinkenden Rücküberweisungen aus 
den USA und Spanien nach Lateinameri-
ka infolge der Krise in der Bauindustrie. 
Zum anderen reduzierten sich die Trans-
fers der in Russland beschäftigten Mi-
granten aus Zentralasien, weil der rus-
sische Rubel an Wert verloren hat. 

Gastländer: Angaben von 2006
Quelle: Weltbank

Überweisungen in die Heimat:
Oft ein großer Wirtschaftsfaktor
Die Überweisungen von Migranten im Jahr 2008
machten so viel Prozent des Bruttoinlandsprodukts
des jeweiligen Heimatlandes aus

in Millionen Dollar Wichtigste Gastländer
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Russland, Israel,
Ukraine, Usbekistan

2.544

Tadschikistan

49,6

 USA, Neuseeland,
Australien

100

Tonga

37,7

Russland, Ukraine, USA, 
Deutschland, Rumänien

1.897

Moldawien

31,4
Südafrika,

Mosambik, USA

443

Lesotho

27,3

USA, Kanada,
Vereinigtes Königreich

278

Guyana

24,0

USA, Kanada, Australien,
Deutschland,
Saudi-Arabien

7.180

Libanon

25,1

Neuseeland, USA,
Australien

135

Samoa

25,8

Russland, Israel,
Deutschland, Ukraine

1.232

Kirgisien

27,9

Indien, USA,
Saudi-Arabien, Thailand,
Vereinigtes Königreich

2.727

Nepal

21,6

USA, Spanien, Kanada,
Nicaragua, El Salvador

2.824
Honduras 20,1
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Prioritäten falsch gesetzt
Subventionen

Im Zuge der Wirtschaftskrise hat  
der deutsche Staat seine Subventionen 
deutlich ausgeweitet: Im Jahr 2009 
unterstützte er die Verbraucher sowie 
einzelne Branchen mit der Rekordsum-
me von insgesamt 29,5 Milliarden Euro. 
Allein für die Abwrackprämie machte 
der Bund 5 Milliarden Euro locker. 

Das vergangene Jahr war in vielerlei 
Hinsicht ein Jahr der Negativrekorde: Die 
heimische Wirtschaft erlitt den heftigsten 
Einbruch seit fast 80 Jahren – die Bun-
desregierung reagierte darauf mit umfang-
reichen Konjunkturpaketen. Diese finan-
ziellen Ad-hoc-Hilfen haben dazu geführt, 
dass die Subventionen nach einem mode-
raten Rückgang im Jahr 2008 zuletzt auf 
ein neues Rekordhoch kletterten:

Die Finanzhilfen und Steuervergüns-
tigungen des Bundes legten 2009 um 
rund 6 Milliarden Euro auf insgesamt 
29,5 Milliarden Euro zu.

Der 22. Subventionsbericht zeigt, dass 
hiervon insbesondere die gewerbliche 
Wirtschaft profitiert hat: Die ihr gewähr-
ten Staatshilfen stiegen von 13,8 Milli-
arden Euro im Jahr 2008 auf 19,4 Milli-
arden Euro an. Maßgeblich nach oben 
getrieben wurde das Volumen durch die 
Umweltprämie zur Stärkung der Pkw-
Nachfrage, die sich der Bund 5 Milliar-
den Euro kosten ließ. Diese Abwrackprä-
mie machte gut vier Zehntel aller Finanz-
hilfen des Bundes aus.

Doch neben der Automobilin-
dustrie kamen auch andere Sek-
toren in den Genuss zusätzlicher 
Gelder. Vor allem Unternehmen 
aus dem Bereich der erneuer-
baren Energien wie der Solar- 
und Windenergie konnten sich in 
der Vergangenheit über ein Plus 
an staatlicher Hilfe freuen: Der 
Anteil der Bundessubventionen, 
der auf diese Branche entfiel, 
verdoppelte sich binnen Jahres-
frist nahezu von 1,2 Prozent auf 
zuletzt 2,2 Prozent.

Nachdem die Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen 
2009 einen neuen Höchststand 
erreichten, soll dieses Jahr nach 
dem Willen von Finanzminister 
Wolfgang Schäuble gespart wer-
den (Grafik):

Ziel ist, die Subventionen im 
Jahr 2010 um rund 5 Milliar-
den Euro auf 24,4 Milliarden 
Euro zurückzufahren.

Erreicht wird dieses Unter-
fangen hauptsächlich dadurch, 
dass keine Abwrackprämie mehr 
gezahlt wird. Auch bei der So-
larförderung beschloss das Bun-
deskabinett eine Kürzung. In nahezu 
allen anderen Sektoren ist Subventions-
abbau hingegen ein Fremdwort. Die von 
der öffentlichen Hand ohnehin seit Jahr-
zehnten kräftig unterstützte Landwirt-
schaft beispielsweise erhält in diesem 
Jahr noch mal 450 Millionen Euro zu-
sätzliche Hilfen, die im Rahmen des 
sogenannten Grünlandmilchprogramms 
sowie der Agrardieselsubventionierung 
gewährt werden. Mit dem ermäßigten 
Steuersatz für Hotelübernachtungen hat 
die Bundesregierung zudem eine gänz-
lich neue Form der staatlichen Unterstüt-
zung erfunden.

Das originäre Ziel von Subventionen 
ist, mittels Anpassungshilfen den Struk-
turwandel zu erleichtern; darüber hinaus 

können staatliche Gelder  – siehe Um-
weltprämie – auch Notlagen und Krisen 
abfedern. Ein Blick auf die Subventions-
struktur zeigt allerdings, dass sich in den 
vergangenen Jahren eher ein Trend zur 
Dauersubventionierung abzeichnet: Die 
sogenannten Erhaltungshilfen in Höhe 
von 8 Milliarden Euro machen 2010 
nicht nur den Löwenanteil der Subventi-
onen des Bundes aus, ihr Volumen ist 
außerdem seit 2007 um rund 1 Milliarde 
Euro gestiegen. 

Für die zukunftsgerichteten Produk-
tivitäts- und Wachstumshilfen fällt die 
Bilanz hingegen negativ aus. Gab der 
Bund hierfür 2007 noch rund 4 Milliarden 
Euro aus, sind es dieses Jahr 800 Mil-
lionen Euro weniger.

Sonstige Finanzhilfen und Steuervergünsti-
gungen: überwiegend solche, die unmittel-
bar privaten Haushalten zugute kommen, 
aber das Wirtschaftsgeschehen in wichtigen 
Bereichen beeinflussen wie etwa Subven-
tionen für Renovierungsaufwendungen
und energetische Sanierungen; Steuer-
vergünstigungen: Schätzung
Quelle: Bundesregierung

Subventionen: 
Sparjahr eingeläutet
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes 
in Millionen Euro

Gewerbliche Wirtschaft 
(ohne Verkehr)

Gewerbliche Wirtschaft allgemein

Sparförderung und 
Vermögensbildung

Sonstige Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen

Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz

– Bergbau

– Regionale Strukturmaßnahmen

Wohnungswesen

Verkehr

– Rationelle Energieverwendung 
 und erneuerbare Energien
– Technologie- und 
 Innovationsförderung
– Hilfen für bestimmte 
 Industriebereiche

9.697

9.734

2.069

1.489

1.088

1.595

1.231

3.031

2.357

537

1.321

5.050

9.890

3.655

2.500

1.763

1.549

1.661

1.005

2.560

2.522

538

396

55

Insgesamt 29.465
24.439

2009 2010
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